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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Schlaga die sogenannte Antragstellerhaftung zu Un- 

(SPD) billigkeiten führen kann, weil nach dem Ge- 

richtskostengesetz nicht nur der für die Ge- 
richtskosten haftet, der dazu verurteilt worden 
ist, sondern auch derjenige, der das Verfahren 
in Gang gesetzt hat, und wenn ja, wird sie 
daraus gesetzliche Konsequenzen ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


2. Abgeordneter 

Emeis 

(fraktionslos) 


Trifft die Meldung zu, daß das Verfahren, 
ältere Hauptfeldwebel, die ihre Dienstposten 
bereits seit Jahren innehatten, Feldwebellehr- 
gänge zum Erwerb der ihnen zugeteilten ATN 
(Ausbildungs- und Tätigkeitsnachweis) nach- 
holen zu lassen, nicht weiter aufrechterhalten 
werden soll, und wenn ja, welche Entschei- 
dung wird die Bundesregierung in dieser Sache 
treffen bzw. hat sie getroffen? 


3. Abgeordneter 

Emeis 

(fraktionslos) 


Falls die Entscheidung über die Nachholung 
von Feldwebellehrgängen noch nicht gefallen 
ist, wann ist damit zu rechnen, und hält die 
Bundesregierung es nicht für sinnvoll, bis zu 
einer endgültigen Regelung alle betroffenen 
Hauptfeldwebel nicht mehr zu Lehrgängen zu 
senden bzw. von bereits befohlenen Lehr- 
gängen freizustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend r Familie und Gesundheit 

4. Abgeordneter Wird die Bundesregierung noch in dieser 
Kroll- Schlüter Legislaturperiode einen Entwurf einer Novel- 

(CDU/CSU) lierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend 

in der Öffentlichkeit einbringen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


5. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
deutsch-französischen Zusammenarbeit den 
Bau einer zweiten Wiederaufarbeitungsanlage 
in La Hague zu unterstützen, um für den Fall 
des verspäteten Einsatzes der deutschen Wie- 
deraufarbeitungsanlage eine Möglichkeit für 
die Wiederaufarbeitung abgebrannter Brenn- 
elemente zu haben? 
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6. Abgeordneter Trifft es zu, daß von französischer Seite ein 
Lenzer entsprechender Wunsch gegenüber dem Bun- 

(CDU/CSU) desforschungsministerium vorgetragen wurde,. 

daß das Bundesforschungsministerium aber 
bisher abgelehnt hat, auf diesen Wunsch ein- 
zugehen, und welche Gründe waren maßge- 
bend für diese Entscheidung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


7. Abgeordneter Haben Mitglieder der Bundesregierung, und 

Reddemann gegebenenfalls welche und in welcher Form, 

(CDU/CSU) auf die Leitung des ZDF und auf den Fernseh- 

rat des ZDF eingewirkt, um eine Absetzung 
oder inhaltliche Einschränkung der vom ZDF- 
Magazin vorbereiteten Sendung „Hilferuf von 
drüben" am 23. März 1976 zu erreichen? 

8. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung derartige Hand- 

Reddemann lungen, oder sieht sie in ihnen eine grundge- 

(CDU/CSU) setzwidrige Vorzensur und eine Verletzung 

von Artikel 5 des Grundgesetzes? 

9. Abgeordneter Trifft es zu, daß, wie vom Generalsekretär 

Dr. Dollinger des Lutherischen Weltbunds nach einem 11- 

(CDU/CSU) tägigen Aufenthalt im Ostberliner Herrschafts- 

bereich festgestellt worden sein soll, in 
einer ganzen Reihe von Fällen Kindern aus 
bewußt christlichen Familien die in der „DDR"- 
Verfassung vorgesehene Chancengleichheit 
nicht gewährt wird, und wird die Bundesregie- 
rung — bejahendenfalls — unter Berufung auf 
Artikel 2 des Grundvertrags auf die Regierung 
in Ost-Berlin einwirken mit dem Ziel, diese 
Diskriminierung aus religiösen Gründen zu 
beseitigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


10. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß der Bun- 
Dr. Klein desminister für Jugend, Familie und Gesund- 

(Göttingen) heit und der Parlamentarische Staatssekretär 

(CDU/CSU) beim Bundesminister für Bildung und Wis- 

senschaft sich für die Gewährung eines Zu- 
schusses an die Vereinigten Deutschen Stu- 
dentenschaften (VDS) aus Bundesmitteln aus- 
gesprochen haben, und wenn ja, welche Hal- 
tung hat das Kabinett zu der beantragten Zu- 
schußgewährung eingenommen? 
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11. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Dr. Unland 

(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 

Dr. Unland 


(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Haben sich seit der Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU betr. VDS (Drucksache 7/3898) we- 
sentliche neue Tatsachen zur Beurteilung der 
Förderungswürdigkeit der VDS ergeben, und 
wenn ja, welches sind diese Tatsachen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirk- 
samkeit ihres Sonderprogramms zur Bekämp- 
fung der Jugendarbeitslosigkeit angesichts der 
Tatsache, daß von den 35 Millionen DM zur 
Förderung berufspolitischer Maßnahmen nur 
7 Millionen DM in das Land Nordrhein-West- 
falen geflossen sind mit der Folge, daß von 
19 Arbeitsämtern 9 Arbeitsämter keinerlei 
Mittel erhielten, darunter das Arbeitsamt 
Coesfeld, das an der Spitze der Arbeitslosen- 
statistik in Nordrhein-Westfalen liegt? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 
durch Übertragung von Mitteln aus anderen 
Positionen bzw. durch Einwirken auf das 
Land Nordrhein-Westfalen zu gewährleisten, 
daß auch die unberücksichtigt gebliebenen 
Arbeitsämter Mittel erhalten, um die dort von 
der Wirtschaft zugesagten zusätzlichen Aus- 
bildungsplätze fördern zu können? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
erteilen, ob Bundesminister Rhode während 
seines Besuchs in der Volksrepublik Polen 
auch über die Möglichkeit deutsch-sprachiger 
Schulen für die Deutschen in den Oder-Neiße- 
Gebieten Verhandlungen geführt oder Anre- 
regungen und Vorschläge unterbreitet hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


15. Abgeordneter 

Schinzel 


(SPD) 


Trifft es zu, daß — wie sowohl in der Illu- 
strierten Stern als auch in der Wochenzeitung 
Vorwärts dargestellt — über die Bundesrepu- 
blik Deutschland indische und pakistanische 
Staatsangehörige illegal nach Großbritannien 
gebracht werden und daß dieser Menschen- 
handel von einer in unserem Land ansässigen 
Organisation betrieben wird, und wenn ja, ist 
die Bundesregierung bereit, mit den zuständi- 
gen Stellen in Großbritannien zusammenzu- 
arbeiten, um diesen Menschenhandel zu unter- 
binden? 


16. Abgeordneter 

Schinzel 


(SPD) 


Gibt es strafrechtliche oder andere gesetzliche 
Möglichkeiten, gegebenenfalls diesen Men- 
schenschmuggel zu unterbinden, und — falls 
dies nicht der Fall ist — was gedenkt die 
Bundesregierung gegen diese Praktiken zu 
tun? 
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17. Abgeordneter 

Geldner 


(PDP) 


18. Abgeordneter 

Gerladi 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(GDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Grimming 

(SPD) 


21. Abgeordneter 

Kunz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 

Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


Wie sind die Ergebnisse der Brüsseler Konfe- 
renz über den Schutz der natürlichen Umwelt 
zu bewerten, und auf welche Weise gedenkt 
die Bundesregierung, diese Ergebnisse in prak- 
tische Politik umzusetzen? 

Teilt die Bundesregierung die vom Parlamen- 
tarischen Staatssekretär Schmidt in der Frage- 
stunde vom 31. März 1976 geäußerte Auffas- 
sung, daß man mit der Bezeichnung der DKP 
als verfassungsfeindlicher Organisation sehr 
vorsichtig sein sollte, und wie vereinbart sich 
das mit der Aussage des Bundesinnenmini- 
sters in der Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU vom 29. Oktober 
1975 (Drucksache 7/4231), daß kein Zweifel an 
der Verfassungsfeindlichkeit der DKP bestehe? 

Sind genügend Sicherheitsvorkehrungen ge- 
troffen, damit Terroristen und andere Krimi- 
nelle in Druckereien und sonstigen damit be- 
faßten Institutionen nicht an Dokumente und 
Dokumentenvordrucke gelangen? 

Ist die Bundesregierung weiterhin bereit, die 
Einrichtung und den Betrieb der Verwaltungs- 
akademie des Sports in Berlin (West) politisch 
wie finanziell aktiv zu unterstützen, und ist 
die Bundesregierung bejahendenfalls zur be- 
schleunigten Verwirklichung dieses Projekts 
bereit, mit dem Deutschen Sportbund (DSB) 
eine Vereinbarung über die Folgekosten der- 
gestalt zu treffen, daß die Einnahmen des DSB 
aus der „Glücksspirale“ nur einer flexiblen 
Anrechnung bzw. Beteiligung unterworfen 
werden? 

Hält die Bundesregierung, angesichts der Be- 
deutung des Bundesinstituts für Ostwissen- 
schaftliche und Internationale Studien (Bl-Ost), 
Köln, die Ausschreibung der vakanten Stelle 
des geschäftsführenden Direktors für notwen- 
dig? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Deutschlandfunk nicht — wie ein Bonner Pres- 
sedienst am 22. März 1976 wohl fälschlich im 
Zusammenhang mit der Ablehnung der Ak- 
kreditierung deutscher Reisejournalisten bei 
der Leipziger Frühjahrsmesse schrieb — ein 
„regierungseigener Sender" ist, bei dem 
„selbst Korrespondenten ihre gegen die Re- 
gierungspolitik gerichtete Meinung" vertreten 
können? 

Stimmen die qualitativen Anforderungen, die 
die Bundesregierung für den geschäftsführen- 
den Direktor des Bundesinstituts für Ostwis- 
senschaftliche und Internationale Studien 
stellt, mit den vom wissenschaftlichen Direk- 
torium erarbeiteten Kriterienkatalog überein, 
und erfüllt der nunmehr vorgesehene Kandidat 
diese Anforderungen? 
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24. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß, nachdem die Bundesregie- 
rung die Veröffentlichung der 22 Bände Do- 
kumentation über das Schicksal deutscher 
Kriegsgefangener unterbunden hat, im Kob- 
lenzer Bundesarchiv auf dem Ehrenbreitstein 
auch noch eine Dokumentation mit 40 000 Ein- 
zelberichten über die Vertreibungsverbrechen 
unter Verschluß gehalten wird, in denen von 
Augenzeugen die Vertreibung seit 1945 aus 
Ostpreußen, Pommern, Schlesien, dem Sude- 
tenland und Jugoslawien und die dabei ver- 
übten Verbrechen ausgewertet sind, wobei von 
den ca. 9,3 Millionen Einwohnern Ostdeutsch- 
lands bei der Vertreibung ca. 1,4 Millionen 
Menschen umgekommen sind, und welches sind 
gegebenenfalls die Gründe für diese unver- 
ständliche Geheimhaltung? 


25. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es bei 
den notwendigerweise strengen Sicherheits- 
überprüfungen des Personals von Kernkraft- 
werken zu starken Beeinträchtigungen des so- 
zialen Status und der persönlichen Integrität 
von Betroffenen kommt, und welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, zu einer 
bundeseinheitlichen Regelung der personellen 
Sicherheitsüberprüfung in Kernkraftwerken zu 
kommen, die sowohl den hohen Sicherheits- 
erfordernissen Rechnung trägt als auch für die 
betroffenen Personen unvertretbare berufliche 
Folgewirkungen ausschließt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


26. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Aktionäre der VEBA als 
Folge des von der Bundesregierung veranlaß- 
ten Zusammenschlusses mit der Gelsenberg AG 
eine Kürzung ihrer Dividende hinnehmen müs- 
sen, und wie vereinbart — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung dies angesichts der Tat- 
sache, daß es sich bei den Aktionären der 
VEBA vielfach um Kleinaktionäre handelt, die 
ihre Aktien auf Grund staatlicher Vermögens- 
bildungspolitik erworben haben, mit ihrer 
Pflicht zu einer kontinuierlichen Politik auf 
diesem Gebiet? 


27. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung umgehend 
zu tun, nachdem ihr bekannt ist, daß z. Z. 
große Mengen Rein-Alkohol (Agrar-Alkohol) 
hauptsächlich von Frankreich zu Dumping- 
preisen in die Bundesrepublik Deutschland 
fließen, ohne daß es möglich ist, umgekehrt 
Alkohol nach Frankreich zu reexportieren, 
weil durch Maßnahmen, die den EG-Vertrags- 
vereinbarungen und dem jüngsten diesbezüg- 
lichen Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
zuwiderlaufen, die Einfuhr nach Frankreich 
verhindert wird? 
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28. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 
daß die bereits in die Bundesrepublik Deutsch- 
land geflossenen und z. Z. noch weiter herein- 
fließenden Mengen ohne Auswirkung auf den 
Umfang der deutschen Brennrechte bleiben, 
was für die Existenz der deutschen Brennerei- 
betriebe von entscheidender Bedeutung ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


29. Abgeordneter 

Hauser 

(Krefeld) 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Hauser 
(Krefeld) 

(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 

Dr. Jens 

(SPD) 


32. Abgeordneter 

Hoffie 


(FDP) 


33. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Wie vereinbart die Bundesregierung ihre in 
der vom Bundeswirtschaftsministerium heraus- 
gegebenen Kooperationsfibel dargelegte Auf- 
fassung, die leistungssteigernde Kooperation 
zwischen kleinen und mittleren Unternehmen 
sei ein wichtiges Mittel zur Eindämmung eines 
wettbewerbsschädlichen Konzentrationsprozes- 
ses, mit der ablehnenden Bescheidung eines 
Gesuchs betreffend die Finanzierung einer als 
richtungsweisend anerkannten Kooperation? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Richtlinien 
für eine Förderung nach dem ERP-Koopera- 
tionsprogramm in der Weise praxisnäher zu 
gestalten, daß auch solche Vorhaben, deren 
wettbewerbliche Bedeutung und Wert für die 
sich daran beteiligenden mittelständischen Un- 
ternehmen von der Bundesregierung selbst 
anerkannt werden, nach dem ERP-Koopera- 
tionsprogramm gefördert werden können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die nahezu 
gleichmäßigen prozentualen Preiserhöhungen 
an wenigen, aufeinanderfolgenden Tagen in 
wichtigen deutschen Automobilunternehmen 
unmittelbar nach abgeschlossenen Tarifver- 
handlungen, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung dagegen zu tun? 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Zielsetzung des vom 5. Deutschen Bundestag 
in seiner 139. Sitzung am 1. Dezember 1967 
einstimmig gebilligten Entschließungsantrags 
zu verwirklichen, in dem die Bundesregierung 
u. a. aufgefordert wird, die notwendigen 
Schritte zur Erhaltung und Fortentwicklung 
der deutschen Wochenschauen zu unterneh- 
men? 

Sieht auch die Bundesregierung einen Wider- 
spruch darin, daß Staatssekretär Bölling in 
einem am 25. März 1976 in der Sendereihe 
„Titel, Thesen, Temperamente' 1 des Deutschen 
Fernsehens ausgestrahlten Interview erklärt 
hat, daß die Verantwortung für das Nichtein- 
beziehen der Wochenschauen in die allge- 
meine Filmförderung bei den Zuständigen im 
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34. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 

Reuschenbach 

(SPD) 


37. Abgeordneter 

Reuschenbach 


(SPD) 


38. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Riedel- 
Martiny 

(SPD) 


Parlament gelegen hat, obwohl die Bundes- 
regierung durch die erwähnte Entschließung 
den eindeutigen Auftrag erhielt, die Wochen- 
schauen in die Filmförderung einzubeziehen 
und für deren Erhaltung und Fortentwicklung 
zu sorgen, und wenn ja, wie erklärt sie diesen 
Widerspruch? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
zeitige und absehbare mittelfristige ertrags-, 
markt- und beschäftigungspolitische Lage der 
deutschen Porzellanindustrie, und was gedenkt 
sie zu tun, um den dort beschäftigten Men- 
schen ihre Arbeitsplätze zu erhalten und zu 
sichern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage 
der ostbayerischen Gränitindustrie, und welche 
Maßnahmen beabsichtigt sie gegebenenfalls zu 
ergreifen, um die Arbeitsplätze in der Granit- 
industrie zu sichern und nicht mehr gutzu- 
machenden Schaden abzuwenden? 

Ist der Bundesregierung bekannt und teilt sie 
die Einschätzung, daß die Erhaltung des Ar- 
beitsplatzvolumens der heutigen Schachtan- 
lage Monopol in Bergkamen auf Dauer nur ge- 
sichert werden kann, wenn der von der Ruhr- 
kohle geplante Ausbau einer neuen Schacht- 
anlage Monopol-Fortsetzung realisiert wird, 
und wird sie entsprechend intervenieren? 

Trifft es zu, daß die Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmen in Nordrhein-Westfalen nicht be- 
reit sind, neue Stromlieferungsverträge mit der 
Steag für ein von ihr geplantes Steinkohle- 
kraftwerk in Bergkamen abzuschließen, und 
wenn ja, wird die Bundesregierung sich ent- 
sprechend dafür einsetzen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die gleich- 
zeitigen fäst gleichhohen Preiserhöhungen von 
Unternehmen der Automobilindustrie, und 
hält die Bundesregierung Maßnahmen für an- 
gezeigt, um die Verbraucher vor den Auswir- 
kungen unzureichenden Wettbewerbs und 
Mißbrauchs von Marktmacht auf dem Auto- 
mobilmarkt zu schützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


39. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung — insbesondere 
unter dem Aspekt der Verfügbarkeit der be- 
nötigten Menge und der Entwicklung des 
Weltmarktpreises für Rindfleisch im Falle 
einer Vollversorgung der Bundesrepublik 
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Deutschland aus dem sogenannten Welt- 
markt — die Auffassung, daß die deutschen 
Verbraucher für Rindfleisch jährlich insgesamt 
etwa 8 Milliarden DM mehr ausgeben müssen, 
als wenn sie das Rindfleisch zu Weltmarkt- 
preisen beziehen könnten, wie der AgV in 
der Veröffentlichung der Nr. 12 vom 23. März 
1976 — ausgehend von einer vorsichtig ge- 
schätzten durchschnittlichen Verteuerung von 
nur 6 DM pro Kilo Rindfleisch — festgestellt 
hat, und wenn ja, welche Folgerungen wird 
sie daraus ziehen? 


40. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
Geldner — wie der Bayerische Bauernverband meint — 

(FDP) das im Agrarbericht 1976 ausgewiesene um 

20% im Vergleich zu Schleswig-Holstein nied- 
rigere landwirtschaftliche Einkommen in Bay- 
ern nicht nur eine Frage der in Schleswig- 
Holstein wesentlich günstigeren Vermark- 
tungswege der landwirtschaftlichen Produktion 
sei, und wie kann diesem Mangel in Bayern 
abgeholfen werden? 


41. Abgeordneter 

Schröder 

( W ilhelminenhof ) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß wegen 
der starken Fangbeschränkungen für Seezun- 
gen in den niederländischen Küstengewässern 
damit gerechnet werden muß, daß niederlän- 
dische Schiffe in diesem Jahr in verstärktem 
Maße versuchen werden, innerhalb der 12 See- 
meilen-Schutzzone an der deutschen Nordsee- 
küste Seezungen zu fangen, und was gedenkt 
die Bundesregierung zum Schutz der Fangge- 
biete und der Kutterfischerei zu unternehmen? 


42. Abgeordneter Ist die Bundesregierung im Hinblick auf die 
Schröder begrenzten Möglichkeiten der Fischereischutz- 

(Wilhelminenhof) boote bereit, zu diesem Zweck auch Boote des 
(CDU/CSU) Bundesgrenzschutzes einzusetzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


43. Abgeordneter 

Zoglmann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
seit 1971 „polnische Aussiedler" betreut, wie 
es in einer Pressemitteilung des Hauses vom 
17. März 1976 heißt, oder sind nicht vielmehr 
hierunter deutsche Aussiedler aus dem polni- 
schen Staats- und Herrschaftsgebiet zu ver- 
stehen? 


44. Abgeordneter 

Zoglmann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
die ihr nachgeordneten Behörden darauf hin- 
zuweisen, daß es sich bei den Spätaussiedlern 
um Deutsche im Sinne unseres Grundgesetzes 
handelt, und wird sie selbst irreführenden 
Formulierungen durch einen korrekten, der 
Lage entsprechenden, Sprachgebrauch entge- 
genwirken? 
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45. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Horstmeier 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


49. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auch für dieses 
Jahr alsbald Mittel zur verstärkten Förderung 
für Arbeitsbescbaffungsmaßnahmen bereitzu- 
stellen, nachdem insbesondere in den struktur- 
schwächeren Gebieten nicht damit zu rechnen 
ist, daß die Bauwirtschaft hinreichend ausge- 
lastet sein wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob nach dem 
Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte Haushaltshilfe nur gewährt wird, 
wenn die Witwe eines landwirtschaftlichen 
Unternehmers Betriebsleiterin ist, und ist sie 
gegebenenfalls bereit, die Rechtslage zu än- 
dern? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
schwerbehinderte mittelständische Unterneh- 
mer dadurch zu entlasten, daß der Begriff des 
Arbeitsplatzes gemäß § 5 des Schwerbehin- 
dertengesetzes bei weniger als 20 Beschäftig- 
ten auch auf den Arbeitsplatz des geschäfts- 
führenden Eigentümers/Unternehmers ausge- 
dehnt wird, bzw. besteht eine Möglichkeit, 
die Zahlung der Ausgleichsabgabe für der- 
artige mittelständische Unternehmer bis zu 
einer etwaigen Änderung des Gesetzes auszu- 
setzen? 

Wie hoch sind die Aufwendungen der Orts- 
krankenkassen und Ersatzkassen für ärztliche 
Behandlungen im Jahr 1975 gegenüber dem 
Vorjahr gestiegen, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung diese Zuwachsraten? 

Warum hat die Bundesregierung bisher ver- 
neint, es sei möglich, mit der polnischen Seite 
über die Fragen des Umrechnungskurses und 
der Anrechnungsbestimmungen beim Renten- 
exportprinzip zu verhandeln, während sie jetzt 
im Zusammenhang mit der Überweisung der 
Renten auf Grund der Besitzstandsregelung 
den Artikeln 15 und 16 des Rentenabkommens 
mit der Volksrepublik Polen dies tun will? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


50. Abgeordneter 

Schmidt 

(Niederselters) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Auskunft dar- 
über zu geben, wieviel Fluggesellschaften in 
Deutschland das Schreiben des Bundesver- 
kehrsministers betreffend die Einhaltung der 
genehmigten Beförderungsentgelte und Be- 
förderungsbedingungen im Fluglinienverkehr 
unterschrieben und sich damit bereit erklärt 
haben, gemäß den Bestimmungen der ICAO, 
der IATA und den Auflagen des Bundesver- 
kehrsministers in bezug auf die von ihm ge- 
nehmigten Tarife zu verfahren? 
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51. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird der Bundesverkehrs- 
Schmidt minister ergreifen gegen Fluggesellschaften, 

(Niederselters) die sich nicht an gesetzliche Bestimmungen 

(SPD) halten (wie z. B. Singapore Airlines, Aeroflot, 

Philippine Airlines und andere), und ist der 
Bundesverkehrsminister bereit, zum einen die 
Kontrolle zu verschärfen, zum anderen die 
Ordnungsstrafen von derzeit 5000 DM pro Er- 
eignis auf 5000 DM für jeden gesetzwidrig be- 
förderten Passagier festzulegen? 

Trifft es zu, daß auf Grund einer aufsichtlichen 
Weisung der Deutschen Bundesbahn vom 
18. April 1975 die Höchstversicherung für Ar- 
beiter und Angestellte der Deutschen Bundes- 
bahn von 75 Prozent auf 70 Prozent wegen 
bestehender Überversorgung gekürzt werde, 
wie in dem Bericht „GdED: Die soziale Demon- 
tage stoppen!" in der Zeitung der Gewerk- 
schaft der Eisenbahner Deutschlands „Der 
deutsche Eisenbahner 1 ', März- Ausgabe 1976, 
festgestellt wurde? 

Trifft es zu, daß der Bundesfinanzminister die 
Kürzung der Mittel für die Bundesbahn-Ver- 
sicherungsanstalten Abteilung B um 300 Mil- 
lionen DM im Wirtschaftsplan der Deutschen 
Bundesbahn für 1975 angeordnet haben soll, 
wie ebenfalls in diesem Bericht behauptet 
wurde? 

54. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen Bericht 

Milz über die Folgewirkungen, die durch das Ver- 

(CDU/CSU) bot von Spikesreifen im Straßenverkehr ent- 

standen sind, zu erstellen? 

55. Abgeordneter Kann die Bundesregierung statistische Anga- 

Milz ben über die Unfallhäufigkeit im Straßenver- 

(CDU/CSU) kehr machen, die infolge des Spikesverbots 

entstanden sind? 

56. Abgeordneter Trifft es zu, daß an Bundesstraßen im Orts- 

Braun bereich eine sogenannte Gelbphasenschaltung 

(CDU/CSU) der Ampelanlagen in den Abend- und Nacht- 

stunden nicht zulässig ist und daß die Bundes- 
regierung die Ergebnisse eines zur Zeit in 
Arbeit befindlichen Gutachtens abwartet, um 
zu entscheiden, ob eine Gelbphasenschaltung 
während der Nachtstunden gestattet werden 
kann? 

57. Abgeordneter Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, 

Braun daß die Deutsche Bundesbahn auf Grund der 

(CDU/CSU) einstweiligen Verfügung des Landgerichts 

Berlin gegen den Slogan „Ein Jahr lang reisen 
zu halben Preisen" nunmehr den Senioren ein 
echtes und überschaubares Angebot unter- 
breitet wird? 



52. Abgeordneter 
Löher 
(CDU/CSU) 
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58. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 

61. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


62. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


63. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


64. Abgeordneter 

Dr. Dübber 

(SPD) 


Was sind die Gründe, daß der vorläufige Vor- 
schlag eines Gesetzes über die Beförderung 
von Personen mit Krankenkraftwagen vom 
18. Januar 1972 bis heute noch nicht als Ge- 
setzesvorschlag eingebracht wurde, und wann 
rechnet die Bundesregierung mit einem solchen 
Gesetz? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß mangels 
eines Gesetzes über die Beförderung von Per- 
sonen mit Krankenkraftwagen in zunehmen- 
dem Maße Krankentransporte von nicht oder 
nur mangelhaft ausgebildetem Personal über 
gewerbliche Unternehmen u. a. auch in unge- 
eigneten Fahrzeugen durchgeführt werden, und 
wenn ja, welche Folgerungen wird sie daraus 
ziehen? 

Gibt es im Rahmen des Bundesbahnrationali- 
sierungsprogramms der Bundesregierung Über- 
legungen, auch im Eisenbahnverkehr mit Ber- 
lin Einschränkungen vorzunehmen? 


Trifft es zu, daß im Auftrag der Deutschen 
Bundesbahn durchgeführte Untersuchungen er- 
geben haben, daß Bahnpolizei und Fahndungs- 
dienst der Deutschen Bundesbahn insgesamt 
effektiv arbeiten, und welche Konsequenzen 
zieht die Bundesregierung hieraus für even- 
tuell beabsichtigte Neuorganisationspläne der 
beiden Dienste? 

Beabsichtigt die Bundesregierung — analog zu 
Überlegungen in Schweden — , die Führer- 
scheinbestimmungen dahin gehend zu ver- 
schärfen, daß bestimmte rückfällige Straftäter, 
Alkohol-, Rauschgift- und Tablettensüchtige 
einer eingehenden Prüfung ihrer Persönlich- 
keit und Lebensführung unterzogen werden, 
die über Erwerb oder weiteren Besitz des 
Führerscheins entscheiden? 

Inwieweit hat die Bundesregierung Kenntnis 
von der Tatsache, daß an Tankstellen Super- 
kraftstoff verkauft wird, der zu geringe Oktan- 
werte enthält und sich schädlich auf die Moto- 
ren auswirkt, und was gedenkt die Bundes- 
regierung zu tun, um zu verhindern, daß wei- 
terhin — insbesondere auch von Autobahn- 
tankstellen — Superkraftstoff minderer Quali- 
tät verkauft wird? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
retroreflektierende Warntafeln zur Sicherung 
der in § 17 Abs. 4 Satz 3 StVO erwähnten 
Fahrzeuge als eigene Lichtquelle im Sinne 
dieser Vorschrift anzusehen sind, und wenn 
nein, ist sie bereit, retroreflektierende Warn- 
tafeln als Eigenbeleuchtung in die Vorschrift 
aufzunehmen? 
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65. Abgeordneter 

Dr. Dübber 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß, 
wie der Senat von Berlin geäußert haben soll, 
die in § 17 Abs. 4 Satz 3 StVO vorgeschriebene 
Eigenbeleuchtung eine Dauerleistung von etwa 
110 Watt verlangt, und wenn nein, wie wird 
sie eine einheitliche Interpretation sicherstel- 
len? 


66. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Um- 
stand, daß in der Freien und Hansestadt Ham- 
burg im Wege der Ausnahmeregelung Kraft- 
droschken (Taxen) Wirtschaftswerbung als 
Fremdwerbung betreiben können, während die 
Bundesregierung auf verschiedenen Anfragen 
stets den Standpunkt vertreten hat, daß „Ei- 
genwerbung" durch Anbringen von Namen 
und Telefonnummer des Taxiunternehmers un- 
zulässig sei, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, ihre Einstellung zur Eigenwerbung zu 
ändern bzw. gegen Fremdwerbung an Taxis 
gesetzlich vorzugehen? 


67. Abgeordneter 

Geiger 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der All- 
gemeine Rettungsverband Deutschland e. V., 
Sitz Stuttgart, seine Tätigkeit zur Rettung von 
Menschen, insbesondere auf den Verkehrs- 
wegen, nicht voll ausüben kann, weil mit den 
ihn von der Deutschen Bundespost zugeteilten 
Frequenzen die Herbeirufung von Hilfe nicht 
störungsfrei geführt werden kann, und beab- 
sichtigt die Bundesregierung, dem Rettungs- 
verband eine Frequenz zur Benutzung zuzu- 
teilen, mit der die Hilfe störungsfrei herbei- 
gerufen werden kann? 


68. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Wieviel der jetzt aus dem Verkehr gezogenen 
Briefmarken mit der Abbildung des ehemali- 
gen Bundespräsidenten, D. Dr. Dr. Heinemann, 
lagern noch bei der Deutschen Bundespost 
(einschließlich Versandstellen für Sammler- 
marken) und der Bundesdruckerei, wie hoch 
waren die Gestehungskosten der Restbestände 
und wieviel Marken wurden bereits vernich- 
tet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


69. Abgeordneter 

Josten 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 
Bundesminister Bahr, daß für die Vergabe von 
Entwicklungshilfe die „Bedürftigkeit" das ein- 
zige Kriterium sei? 
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70. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 

(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 

(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 
Wawrzik 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


73. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 
Bundesminister Bahr, daß „Länder, die inter- 
venieren" keine Entwicklungshilfe erhalten 
sollen, und sieht die Bundesregierung z. B. das 
Verhalten Nordvietnams gegenüber Südviet- 
nam nach den Pariser Vietnamabkommen als 
„Intervention" an? 


Hat die Bundesregierung Nordvietnam völker- 
rechtlich verbindlich Entwicklungshilfe zuge- 
sagt, und wenn ja, wann, in welcher Höhe und 
für welche Maßnahmen? 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung beab- 
sichtigt, 1976 Mozambique, Angola, Guinea, 
Guinea-Bissau, den Kapverdischen Inseln, der 
Volksrepublik Kongo und Benin Entwicklungs- 
hilfezusagen zu machen? 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Wie fügt sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Entwicklungspolitik der Bundes- 
republik Deutschland „in das Geflecht ihrer 
auswärtigen Beziehungen" ein, wenn kommu- 
nistisch orientierte Entwicklungsländer Ent- 
wicklungshilfe oder Ausrüstungshilfe für Mili- 
tär oder Polizei erhalten, und welches sind die 
konkreten entwicklungspolitischen, außenpoli- 
tischen und außenwirtschaftlichen Kriterien, 
nach denen die Vergabe von Entwicklungshilfe 
bzw. Ausrüstungshilfe an diese Länder erfolgt? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Tatbe- 
stand, daß in einigen Entwicklungsländern von 
sowjetischen, kubanischen und nordkoreani- 
schen Experten Personen auf militärische In- 
terventionen, Guerillatätigkeit und terroristi- 
sche Aktionen in anderen Entwicklungsländern 
vorbereitet werden, und wie vereinbart es die 
Bundesregierung mit den deutschen außen- und 
sicherheitspolitischen Interessen, daß solche 
Länder Entwicklungshilfe oder Ausrüstungs- 
hilfe erhalten oder erhalten sollen? 


Wie begründet die Bundesregierung die tat- 
sächliche oder beabsichtigte Leistung von Ent- 
wicklungshilfe und Ausrüstungshilfe für Poli- 
zei oder Militär an Länder, in denen bürger- 
kriegsähnliche Situationen bestehen, Minder- 
heiten verfolgt werden, gegen Menschenrechte 
verstoßen wird und internationale Terroristen- 
gruppen geduldet oder gefördert werden? 
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76. Abgeordneter Welche außenpolitischen Gründe hat die Bun- 

Dr. Mertes desregierung dafür, daß sie militärische und 

(Gerolstein) polizeiliche Ausrüstungshilfe an untereinander 

(CDU/CSU) benachbarte Entwicklungsländer leistet, zwi- 

schen denen Grenzstreitigkeiten bzw. Gebiets- 
ansprüche bestehen? 

77. Abgeordneter Soll die deutsche Entwicklungs- oder Ausrü- 

Dr. Mertes stungshilfe für Polizei oder Militär an Länder, 

(Gerolstein) die unter dem politischen Einfluß der Sowjet- 

(CDU/CSU) Union oder anderer Mitglieder des Warschauer 

Pakts stehen und/oder diesen Ländern mili- 
tärische Stützpunkte einräumen, dazu dienen, 
diesen Einfluß abzuschwächen, um die Unab- 
hängigkeit dieser Länder zu verstärken? 

78. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung plant, 

Wawrzik kommunistisch orientierten Entwicklungslän- 

(CDU/CSU) dern, wie etwa Somalia oder der Volksrepu- 

blik Kongo, militärische bzw. polizeiliche Aus- 
rüstungshilfe im Wert von mehreren Millio- 
nen DM unentgeltlich zu gewähren? 

Treffen Meldungen zu, die Bundesregierung 
habe erfolglos auf die drei westlichen Schutz- 
mächte eingewirkt mit dem Ziel, auf eine Kor- 
rektur von Verhandlungsfehlern bei den Ab- 
sprachen über die drei Fernbahnhöfe in West- 
Berlin und insbesondere auf den Vollzug der 
korrigierenden Anordnung der Berliner Kom- 
mandantur gegenüber der Sowjetzonen- 
„Reichsbahn" zu verzichten, und wie rechtfer- 
tigt — bejahendenfalls — die Bundesregie- 
rung dieses Verhalten? 

Trifft es zu, daß seit 1972 bereits an einer 
Benutzungsordnung für das Document-Center 
gearbeitet wurde und daß die Gespräche mit 
der amerikanischen Botschaft zur Übernahme 
des Document-Centers in deutsche Hände noch 
im Jahr 1973 gute Fortschritte machten, wobei 
lediglich noch technische Fragen zu klären 
waren? 

81. Abgeordneter Welche Ereignisse haben die Bundesregierung 

Hansen bewogen, die von ihr so aussichtsreich beur- 

(SPD) teilten Verhandlungen abzubrechen und wei- 

tere Gespräche nicht für opportun zu halten? 

82. Abgeordneter Ist bei der Herstellung der Karte „Bundesre- 

Dr. Czaja publik Deutschland und Deutsche Demokra- 

(CDU/CSU) tische Republik" wegen ihrer Verwendung in 

der politischen Öffentlichkeitsarbeit des Bun- 
des durch die Auslandsvertretungen das Aus- 
wärtige Amt beteiligt worden, und, wenn dies 
der Fall war, wie beurteilt es die Gefahr, daß 
diese Karte entsprechend völkerrechtlicher 



79. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 
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Lehre und Praxis in erheblichem Umfang deut- 
sche territoriale Positionen in bezug auf die 
Oder-Neiße-Linie präjudiziert, die bei dem 
konkretisierten Gewaltverzicht des Warschau- 
er Vertrags unter einem klaren Friedensver- 
tragsvorbehalt stehen? 


83. Abgeordneter 
Dr, Hupka 
(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die Summe, die die Bundesregie- 
rung für die Rückerstattung der von der Volks- 
republik Polen von den Aussiedlern zur Er- 
langung der Ausreisepapiere verlangten Ge- 
bühren im Zeitraum von 1971 bis 1975 an die 
hier eintreffenden Aussiedler aufgebracht hat? 


84. Abgeordneter 

Dr. Holtz 


(SPD) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung in 
der Frage der Aufteilung der ehemals spani- 
schen Sahara zwischen Marokko und Maure- 
tanien ein, womit erstmals seit der Entkolo- 
nialisierung Afrikas Gebiete durch fremde 
Staaten anektiert worden sind? 


85. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu der Befrei- 
Dr. Holtz ungsbewegung der ehemaligen spanisch Saha- 

(SPD) ra, der Frente Polisario? 


86. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es aus politischen 
und kulturellen Gründen für notwendig und 
wünschenswert, daß seitens der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu deutschsprachigen und 
deutschstämmigen Bevölkerungsgruppen und 
deren kulturellen Vereinigungen im Ausland 
wechselseitige Beziehungen gepflegt werden, 
besonders angesichts der Tatsache, daß sich 
die DDR verstärkt bemüht, die Deutschstäm- 
migen im Ausland politisch in ihrem Sinne zu 
beeinflussen, und wenn ja, wird sie sich ent- 
sprechend verhalten? 


87. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung unter den 
in der voraufgegangenen Frage angeführten 
Gesichtspunkten die Tatsache, daß der deutsch- 
sprachige Singkreis Chile, dem 43 junge Frauen 
und Männer deutscher Herkunft angehören, 
bei seiner sechsten Deutschlandreise seit 1952 
von linksradikalen Gruppen gezwungen wur- 
de, seine kulturellen Darbietungen abzubre- 
chen bzw. Veranstaltungen abzusagen? 
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B. Schriftliche Anfragen gemäß IV. der Richtlinien 
sowie Fragen gemäß I. der Richtlinien, um deren 
schriftliche Beantwortung bis zur Drucklegung 
gebeten wurde 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit Nachdruck 
dafür einzutreten, daß den Bürgern in West- 
Berlin das Recht zur Direktwahl des Europäi- 
schen Parlaments gewährt wird, zumal Berlin 
nach den Römischen Verträgen eindeutig zum 
Geltungsbereich der Europäischen Gemein- 
schaft gehört? 


Ist die Bundesregierung bereit, aus den sich 
zuspitzenden politischen Entwicklungen im 
südlichen Afrika den Schluß zu ziehen, daß die 
Achtlosigkeit deutscher Geschäftsleute und 
Firmen gegenüber der brisanten Lage vor 
allem in Südafrika politisch gefährlich ist, und 
daß sie im eigenen Interesse und dem dieser 
Vertreter unseres Landes dort, bestimmte Ver- 
haltensregeln empfehlen sollte, die die Lebens- 
rechte der Schwarzen berücksichtigen? 

Hat die Sowjetunion die Auffassung vertreten, 
Dr. Zimmermann daß „die Absonderung des Westteils Europas 
(CDU/CSU) und die Errichtung einer neuen militärpoliti- 

schen Gruppierung" — wie die Sowjetunion 
den Tindemans-Bericht interpretiert — „den 
Beschlüssen der Gesamteuropäischen Konfe- 
renz" widerspricht, und wie vereinbart — be- 
jahendenfalls — die Bundesregierung damit 
ihre Versicherung vor der Unterzeichnung der 
Vereinbarungen von Helsinki, die europäische 
Option werde durch sie nicht berührt? 


2. Abgeordnete 
Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


3. Abgeordneter 


4. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Wie verhält sich die Bundesregierung ange- 
sichts der Tatsache, daß einerseits für die Drei 
Mächte und alle Bündnispartner der NATO 
das Außenvertretungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland für West-Berlin essentielles Ele- 
ment ist, andererseits die DDR beim Beitritt 
zu älteren multilateralen Übereinkünften, de- 
ren Vertragspartner die Drei Mächte und die 
Bundesrepublik Deutschland seit langem sind, 
die Geltung der Übereinkommen für Berlin 
auch nach Inkrafttreten des Viermächteab- 
kommens ausschließt, woraus später sich 
schwere unmittelbare Nachteile für West- 
Berlin, wie z. B. beim TIR-Ubereinkommen, zu 
ergeben drohen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


6. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


7. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 

Dr. Blüm 


(CDU/CSU) 


Kann aus der Mitteilung des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs Baum, daß die „Über- 
prüfung durch den Verfassungsschutz" in der 
Regel ein Vorgang ohne jeden Ermittlungs- 
charakter ist, „der lediglich in der automati- 
schen Abfrage einer Datei besteht und der 
einen sehr geringen Zeit-, Personal- und Orga- 
nisationsaufwand erfordert" (Stenographischer 
Bericht über die 229. Sitzung vom 17. März 
1976, S. 15 972) geschlossen werden, daß diese 
Datei genaue und über Jahre sich erstreckende 
Angaben über die Teilnahme von mindestens 
einer halben Million Bürger an öffentlichen 
Veranstaltungen, Versammlungen, Demonstra- 
tionen usw. enthält, die jederzeit ohne großen 
Kostenaufwand abfragbar sind? 

Hält die Bundesregierung gegebenenfalls sol- 
che Lebenslaufregister für vereinbar mit den 
grundgesetzlich garantierten Persönlichkeits- 
rechten sowie den politischen Betätigungsrech- 
ten? 

Hält die Bundesregierung die Bestimmung des 
§ 2 Abs. 6 des Bundesumzugskostengesetzes 
im Hinblick darauf, daß sie heute bei einem 
Wechsel des Dienstorts in ländlichen Berei- 
chen durch die erhebliche Ausweitung der 
Gemeindegrenzen im Zuge der Gebietsrefor- 
men für Bundesbedienstete große Nachteile 
bringt, in dieser Fassung noch für gerecht- 
fertigt, und wenn nein, wird sie eine entspre- 
chende Initiative ergreifen? 

Wann ist der Bundesinnenminister zur Ver- 
öffentlichung des Nichtraucherschutzerlasses 
im Gemeinsamen Ministerialblatt bereit? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


9. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der im Anwalts blatt (März 1976) 
veröffentlichten Untersuchung über die beruf- 
liche Situation der Rechtsanwälte in der Bun- 
desrepublik Deutschland? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


10. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es bei 
Überweisungen von Guthaben aus der DDR 
an in der Bundesrepublik Deutschland lebende 
Kontoinhaber gemäß der Vereinbarung vom 
25. April 1974 über den Guthaben-Transfer 
immer wieder zu Unregelmäßigkeiten und 
Verzögerungen kommt, und was gedenkt die 
Bundesregierung dagegen zu unternehmen? 
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11. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 

Dr. Blüm 


(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 

Dr. Sprung 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Dr. Sprung 

(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Deutsche Bundesbank zu veranlassen, eine 
neue Meldepflicht über Kreditzusagen an In- 
länder (siehe Handelsblatt Nr. 45, S. 6, vom 
Donnerstag, dem 4. März 1976) nur dann ein- 
zuführen, wenn gleichzeitig diese Meldepflicht 
für Kredite an Ausländer, besonders Staats- 
handelsländer, festgelegt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Versteue- 
rung der Tabake nach der Höhe des Teer- und 
Nikotingehalts oder nach filterlosen Zigaretten 
bzw. der Filterwirksamkeit von Zigaretten 
vorzunehmen und liegen ihr Erfahrungsbe- 
richte hierüber vor? 

In welcher Höhe mußte die Deutsche Bundes- 
bank infolge der Währungsunruhen seit Jah- 
resbeginn in „Schlangen" -Währungen inter- 
venieren (insgesamt und aufgegliedert nach 
einzelnen Währungen)? 

In welcher Höhe tätigte die Deutsche Bundes- 
bank im gleichen Zeitraum Offenmarkt-Ge- 
schäfte zur Abschöpfung binnenwirtschaftlicher 
Liquidität? 


In welchem Umfang ist die Wohnungsversor- 
gung der Bundesbediensteten in München 
sichergestellt, wieviel Wohnungen werden 
noch benötigt und in welchem Umfang werden 
Bauprogramme verwirklicht? 

In welchen EG-Staaten werden auf Arznei- 
mitteln und in welcher Höhe Mehrwertsteuer 
erhoben, und hat die Bundesregierung die 
Absicht, bei nächster Gelegenheit ihrerseits 
eine Angleichung vorzunehmen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die steuerlichen Erleichterungen für Auf- 
wendungen zu verbessern, die bei der Auf- 
nahme von Gästen aus der DDR Bürgern der 
Bundesrepublik Deutschland entstehen, aber 
auch bei der steuerlichen Anerkennung von 
Sonderausgaben bei Reisen in die DDR? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


18. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang müssen die in der Fort- 
schreibung des Energieprogramms der Bun- 
desregierung aufgeführten Planzahlen für den 
Ausbau der Kraftwerkskapazität in der Bun- 
desrepublik Deutschland auf Grund der neue- 
ren Erkenntnisse revidiert werden, und welche 
Kernreaktorkapazität erwartet die Bundesre- 
gierung insbesondere für die Jahre 1980 bzw. 
1985? 
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19. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang hat die Entsorgung der 
Kernkraftwerke Einfluß auf den Betrieb der 
gebauten oder geplanten Kernkraftwerke, und 
trifft es insbesondere zu, daß 1979 — späte- 
stens 1981 — Kernkraftwerke stillgelegt wer- 
den müssen, sofern nicht neue große Lager- 
becken für abgebrannte Brennelemente bis zu 
diesem Zeitpunkt zur Verfügung stehen, und 
welche Konsequenzen ergeben sich aus diesen 
Zusammenhängen für die Energiepolitik der 
Bundesregierung? 


20. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Welche grundsätzliche Haltung nimmt die Bun- 
desregierung ein zu dem von der Kommission 
der EG dem Rat vorgelegten Aktionsprogramm 
für die europäische Luftfahrtindustrie und Luft- 
fahrt? 


21. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung des 
Politischen Ausschusses des Europäischen Par- 
laments, daß im Fall eines Ausbleibens von 
gemeinschaftlichen Maßnahmen — kombiniert 
für den zivilen und militärischen Bereich — 
die Zeit absehbar ist, in der die technologische 
Eigenständigkeit Europas im Flugzeugbau ver- 
lorengehen wird? 


22. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung zur Rettung der Ar- 
beitsplätze in der Natursteinindustrie bereit, 
die sich in den am meisten von der Arbeits- 
losigkeit heimgesuchten Bezirken konzentriert, 
die Einfuhrkontingente aus dem Ostblock und 
anderen Nicht-EG-Ländern entsprechend der 
Einschränkung des Straßenbaus in der Bundes- 
republik Deutschland zu reduzieren und Fracht- 
hilfe auch für den Lkw-Transport zu gewähren? 


23. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung weiterhin bereit, zur 
Rettung der Arbeitsplätze in der Naturstein- 
industrie die Ausschreibung für öffentliche 
Baumaßnahmen des Bundes so zu gestalten, 
daß für die Arbeitsplätze in der einheimischen 
Natursteinindustrie auch künftig noch eine 
Chance der Erhaltung verbleibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter 

Sund 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Konsequen- 
zen aus den Vorwürfen zu ziehen, die in der 
ARD-Fernsehsendung vom 27. Januar 1976 
„Bemerkungen über den Hund als Ware" 
(Autor: Horst Stern) gegen die Hundezucht 
und den Hundehandel erhoben worden sind? 


20 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4963 


25. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die amerikanische Armee in 
der Bundesrepublik Deutschland in ihren PX- 
Dienststellen finnische Butter verkauft, und 
was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um angesichts der finanziellen Lei- 
stungen der Bundesrepublik Deutschland zu 
den Stationierungskosten die Amerikaner zum 
Bezug von Butter aus EG-Ländern zu veran- 
lassen? 


26. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 


Welche Hilfen bietet die Bundesregierung 
kleineren landwirtschaftlichen Betrieben an, 
und ist es wirklich so, wie der bayerische 
Staatsminister Dr. Eisenmann erklärt hat, daß 
90% der bayerischen Bauern aus unverständ- 
lichen Gründen abgeschrieben würden, weil 
sie das nötige Einkommen nicht haben und 
man sie als nicht „entwicklungsfähig" bezeich- 
net? 


27. Abgeordneter 

Geldner 


(FDP) 


Wie steht die Bundesregierung zu den Zwei- 
feln des Vizepräsidenten des Bayerischen Bau- 
ernverbands, Sühler, an der Objektivität des 
Agrarberichts und insbesondere zu dem Vor- 
wurf, es sei immer stärker die Tendenz zu 
erkennen, daß es sich nicht mehr um einen 
Situationsbericht über die Lage der Landwirt- 
schaft handele, sondern um einen agrarpoliti- 
schen Erfolgsbericht der Bundesregierung, und 
wie wird sie diesem Vorwurf entgegentreten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


28. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
und wenn nein, was ist sie bereit zu tun, daß 
Studenten mit einer privaten Krankenversiche- 
rung den Anspruch auf den Bundeszuschuß 
nach § 8 des Gesetzes über die Krankenver- 
sicherung der Studenten haben, wenn ihr Mo- 
natsbeitrag mindestens 25 DM beträgt (§ 381 a 
Abs. 1 RVO, § 180 Abs. 3 b RVO)? 


29. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
mit Wirkung des Haushaltsstrukturgesetzes im 
Geltungsbereich des Arbeitsförderungs- und 
des Bundesversorgungsgesetzes Härten einge- 
treten sind, von denen Umschüler, die mit 
einem Umschulungsträger vertragliche Verein- 
barungen vor dem 1. Januar 1976 getroffen 
haben, besonders durch die Kürzung ihres 
Unterhaltsgelds betroffen sind, und sieht die 
Bundesregierung Möglichkeiten, auf dem Ver- 
ordnungswege in begründeten Fällen eine 
Ubergangsregelung in Kraft zu setzen? 
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Ist die Bundesregierung bereit, zwei marok- 
kanischen Studenten eine auf vier Monate be- 
fristete Ausnahmegenehmigung — bei Über- 
nahme der finanziellen Kosten der An- und 
Abreise durch den Arbeitgeber — auf Auf- 
nahme einer Beschäftigung als Kellner in einer 
Oberstdorfer Gaststätte zu erteilen, nachdem 
es dieser nicht gelungen ist, deutsche Fach- 
kräfte vermittelt zu bekommen, die dringend 
zur Aufrechterhaltung des Betriebs während 
der Sommersaison benötigt werden, und ist sie 
ferner bereit, ähnlich wie die Schweiz, das 
Land des klassischen Tourismus, solchen Fach- 
kräften während der Saison generell eine be- 
schränkte Aufenthaltsgenehmigung zu ertei- 
len, gegebenenfalls gegen Stellung einer Kau- 
tion? 

Wie erklärt sich die Bundesregierung den 
Widerspruch zwischen der dem Petitionsaus- 
schuß am 18. Juli 1975 gegebenen Auskunft, 
wonach von der Bundesregierung zur Zeit ge- 
prüft werde, „ob den gesetzgebenden Körper- 
schaften die Aufhebung der Stiftung vorge- 
schlagen werden soll“ und der Antwort in der 
Fragestunde am 18. Februar 1976 (Stenogra- 
phischer Bericht S. 15 525), derzufolge die 
Bundesregierung zur Zeit nicht erwägt, die 
Stiftung für die Alters Sicherung älterer Selb- 
ständiger aufzuheben? 

32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, klar ihre Posi- 

Hauser tion bezüglich der Stiftung und ihrer Finanzie- 

(Krefeld) rung verbindlich darzustellen? 

(CDU/CSU) 

33. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 

Dr. Wernitz der Rahmen für Geldbußen über 20 000 DM 

(SPD) hinaus angehoben werden kann, um besonders 

gravierenden Fällen von Verletzungen der 
Unterrichtspflichten nach § 121 des Betriebs- 
verfassungsgesetzes noch wirksamer als bis- 
her begegnen zu können? 

34. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Wernitz rung, um für die anhängigen Fälle von Ord- 

(SPD) nungswidrigkeiten eine möglichst zügige Be- 

arbeitung zu erreichen? 

35. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, die Bundesanstalt für 

Dr. Franz Arbeit habe einem Diakon der Stadtmission, 

(CDU/CSU) der sich um die berufliche Eingliederung von 

sogenannten randständigen Jugendlichen be- 
mühte, unter Hinweis auf ihr „Vermittlungs- 
monopol“ mit Strafen gedroht, obwohl sie nicht 
in der Lage war, diesen Jugendlichen Arbeits- 
plätze zu vermitteln, und wie rechtfertigt die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — diese 


30. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 

Hauser 

(Krefeld) 

(CDU/CSU) 
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Auslegung ihres gesetzlichen Auftrags durch 
die Bundesanstalt für Arbeit angesichts ihres 
Unvermögens, die vorhandenen offenen Stel- 
len durch Weckung der erforderlichen Mobili- 
tät der von ihr betreuten Arbeitskräfte zu be- 
setzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


Was war nach Meinung der Bundesregierung 
Veranlassung, u. a. auch in Regensburg bei der 
dortigen Bundeswehrfachschule das Trennungs- 
geld für kommandierte, verheiratete Soldaten 
im Januar 1976 mit nur 70°/o als Abschlags- 
zahlung an die betroffenen Soldaten zu geben, 
nachdem sowohl nach Meinung des Bundesver- 
teidigungsministeriums als auch des Bundes- 
innenministeriums keine Kürzung vorgesehen 
ist, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, daß solche Kürzungen durch Truppen- 
verwaltungen künftig unterbleiben? 

37. Abgeordneter Haben die in der Presse angekündigten Ver- 

Schröder handlungen des Staatssekretärs im Bundes- 

(Wilhelminenhof) Verteidigungsministerium bezüglich der Wie- 
(CDU/CSU) derbelegung der Karl-von-Müller-Kaserne in 

Emden inzwischen zu einem Ergebnis geführt? 

38. Abgeordneter Falls nein, was gedenkt die Bundesregierung 

Schröder zu tun, um die negativen Auswirkungen des 

(Wilhelminenhof) Abzugs der Marineeinheiten auf die gesamt- 
(CDU/CSU) wirtschaftliche Entwicklung des Raums Emden 

aufzufangen? 


36. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


39. Abgeordneter Worauf führt die Bundesregierung die stei- 
Rollmann gende Zahl von Vergiftungsunfällen insbe- 

(CDU/CSU) sondere bei Kindern zurück? 


40. Abgeordneter Welche Konzeption hat die Bundesregierung 
Rollmann zur Verringerung der Zahl der Vergiftungsun- 

(CDU/CSU) fälle insbesondere bei Kindern? 


41. Abgeordneter 

Sund 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Pflegekostenentwicklung in Alten- und 
Pflegeheimen zu Besorgnis Anlaß gibt, und 
sieht sie Möglichkeiten, dieser Entwicklung 
entgegenzuwirken? 
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42. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die mög- 
liche Gesundheitsgefährdung aller Lebewesen 
unseres Erdraums durch Chlorfluorkohlenwas- 
serstoffe, die als Treibmittel in Spraydosen 
verwendet werden und die, wie vermutet wird, 
die Ozonschicht in der Stratosphäre zerstören 
können? 


43. Abgeordneter Wie kann nach Meinung der Bundesregierung 
Biechele diese Gesundheitsgefährdung verhindert wer- 

( CDU/CSU) den? 


44. Abgeordneter Weshalb brauchen die Hersteller bzw. Ab- 
Dr. Blüm packer von Tabakwaren auf der Packung 

(CDU/CSU) keine Angaben über ihre Anschrift zu machen? 


45. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Träger von Altenheimen und 
Altenpflegeheimen, Pflegesatzerhöhungen mit 
Auswirkungen des Heimgesetzes begründen, 
und was gedenkt die Bundesregierung gege- 
benenfalls dagegen zu tun? 


46. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Wie haben sich die Unterbringungskosten in 
Heimen unterschiedlichen Standards in den 
letzten fünf Jahren im Verhältnis zu Renten, 
Pensionen und Sozialhilferegelsätzen ent- 
wickelt? 


47. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, dar- 
auf hinzuwirken, daß in Zukunft Pflegesatz- 
erhöhungen und Erhöhungen von Versor- 
gungsleistungen in einen zeitlichen Zusam- 
menhang gebracht werden können? 


48. Abgeordneter 

Glombig 

(SPD) 


Wann gedenkt die Bundesregierung, die 
Rechtsverordnung zu § 4 (Mitwirkung der 
Heimbewohner) zum Gesetz über Altenheime, 
Altenwohnheime und Pflegeheime für Voll- 
jährige vorzulegen, und ist sie bereit, der 
Absicht des Gesetzgebers entsprechend, dabei 
den möglichen Rahmen voll auszuschöpfen? 


49. Abgeordneter Wann rechnet die Bundesregierung mit der 
Dr. Stavenhagen Vorlage des Forschungsprogramms „Forschung 
(CDU/CSU) und Technologie im Dienst der Gesundheit"? 


50. Abgeordneter Warum wurde die Pressekonferenz für den 
Dr. Stavenhagen 31. März 1976 zu diesem Programm abgesagt, 
(CDU/CSU) und trifft es insbesondere zu, daß der Bundes- 

finanzminister gegen dieses Programm Ein- 
wendungen erhoben hat? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


51. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vodcenhausen 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die auf den 
Bundesautobahnen im Winter 1975/1976 ver- 
wendeten Streusalze im Hinblick auf ihren 
Tau- und Verschmutzungseffekt und damit im 
Hinblick auf ihre Zweckmäßigkeit einer Über- 
prüfung zu unterziehen, die insbesondere auch 
noch den Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit 
berücksichtigt? 


52. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es besser wäre, es den einzelnen Bundeslän- 
dern zu überlassen (siehe Resolution des 
ADAC Württemberg vom 27. März 1976), 
aus der Sicht der verantwortlichen Landes- 
politik und unter Berücksichtigung regionaler 
Entwicklungsziele und Verkehrsbedürfnisse 
Änderungen der Dringlichkeiten und Anpas- 
sungsvorschläge zu entwickeln, soweit sie sich 
im Rahmen der den einzelnen Ländern zuge- 
wiesenen Mittelquote des Bundesfernstraßen- 
haushalts bewegen, statt starr an den im Be- 
darfsplan zum Ausbau der Bundesfernstraßen 
festgestellten Dringlichkeiten und Ausbauzie- 
len festzuhalten, und wenn ja, welche Folge- 
rungen wird sie daraus ziehen? 


53. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung im einzel- 
nen die Chancen für die Verwirklichung der 
Emsland-Autobahn, nachdem die niedersäch- 
sische Landesregierung in ihrer Regierungs- 
erklärung dieser Autobahn höchste Priorität 
zugesprochen hat, und welche Aussichten sieht 
die Bundesregierung, niedersächsische Teil- 
stücke der Emsland-Autobahn auf Grund der 
im Vergleich zu anderen Bundesländern weit 
fortgeschrittenen und nicht in Streit befind- 
lichen Planung schneller als bisher vorgesehen 
zu verwirklichen? 


54. Abgeordneter 

Härzschel 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Tarifermäßigungen für 
Rentner bei der Deutschen Bundesbahn gegen- 
über dem Vorjahr erschwert und verschlechtert 
wurden, und was waren die Gründe für die 
Veränderungen? 


55. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Ist gewährleistet, daß nach Einstellung des 
Personenverkehrs auf der Bundesbahnneben- 
strecke Lohr — Wertheim die bisherigen D-Zug- 
und Eilzug-Halte auf der Strecke Aschaffen- 
burg — Würzburg in Lohr in vollem Umfang 
erhalten bleiben und somit die Standortquali- 
tät für Industrie, Dienstleistungsgewerbe und 
Fremdenverkehr bestehen bleibt? 
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56. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Welcher Begrenzungswert wird bei der zu er- 
stellenden Durchführungsverordnung zum Im- 
missionsschutzgesetz vom 15. März 1974 im 
Zusammenhang mit der Einbeziehung von Im- 
missionsschutzmaßnahmen an Bundesautobah- 
nen zugrundegelegt (unter oder über 68 Dezi- 
bel)? 


57. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Besteht die Absicht, im Vorgriff auf den Bau 
des Autobahnteilstücks der A61 von Kerpen- 
Süd bis Thorr/Bergheim bereits jetzt die er- 
forderlichen Lärmschutzmaßnahmen und die 
Umklappung der Autobahnanschlußstelle Ker- 
pen/Sindorf vorzunehmen, und ist im Bereich 
zwischen Horrem/Sindorf eine Tunnelführung 
beabsichtigt oder sogar möglich? 


58. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesverkehrsminister 
im Jahr 1974 noch 16 Referendare für die 
Laufbahn des höheren technischen Verwal- 
tungsdienstes in der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung des Bundes eingestellt hat, obwohl 
bereits seit 1972 das Gutachten des Bundes- 
beauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung zur Neuordnung der Wasser- und 
Schiff ahrts Verwaltung vorlag, seit Mitte 1974 
eine Projektgruppe mit diesem Thema be- 
schäftigt und bereits damals mit einer erheb- 
lichen Straffung der Wasser- und Schiffahrts- 
behörden zu rechnen war? 


59. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung diesen letzten Jahr- 
gang von Wasser- und Schiffahrtsreferendaren 
nach bestandenem Examen in den Bundes- 
dienst aufnehmen, nachdem diese Referendare 
auf schriftliche Aussagen („Nach bestandener 
Prüfung wird der Bauassessor sofort oder nach 
einer kurzen Zeit im Angestelltenverhältnis 
unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf 
Probe zum Regierungsbaurat z. A. ernannt") 
vertrauten und zwei Jahre ihres Berufslebens 
für eine Ausbildung gegeben haben, die auf 
die besonderen Belange des Bundes zugeschnit- 
ten und außerhalb der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung praktisch kaum verwendbar ist? 


60. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


In welchem Umfang wurden bei der Deutschen 
Bundespost durch die Übertragung des Ge- 
bühreneinzugs für Fernsehen und Rundfunk an 
die GEZ in Köln Arbeitskräfte freigesetzt, und 
welche neuen Aufgaben haben diese freige- 
setzten Arbeitskräfte übernommen? 


61. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Meldungen bestä- 
tigen, nach denen beabsichtigt ist, durch ent- 
sprechenden Personalabbau im Fernmeldebe- 
zirk Helmstedt die An- und Abmeldestelle 
für Fernmeldeeinrichtungen zu schließen und 
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den Kundendienst erheblich einzuschränken, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diesem Abbau von Dienstleistungen und 
den nicht vertretbaren Verschlechterungen für 
den Bürger entgegenzuwirken? 


62. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Hat das Bundespostministerium seine Zustim- 
mung zur Ämterneuorganisation im Bereich 
der Stadt Hofgeismar, Landkreis Kassel, mit 
dem Ergebnis gegeben, daß hier eine Anzahl 
von Arbeitsplätzen im Zonenrandgebiet ver- 
nichtet werden, und wenn ja, was waren die 
Gründe dafür? 


63. Abgeordneter Wieviel Arbeitsplätze werden durch die beab- 
Walther sichtigte Maßnahme im Zonenrandgebiet tat- 

(SPD) sächlich vernichtet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


64. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung mit dem soge- 
nannten Geist von Helsinki für vereinbar, 
wenn in einem seit November 1972 laufenden 
übersiedlungsfall sich Bundestagsabgeordnete 
Ende 1973 und im Sommer 1975 mit Schreiben 
an den Vorsitzenden des Ministerrats der 
Deutschen Demokratischen Republik wandten, 
ohne daß bis heute der Bitte auf Übersiedlung 
noch auf Beantwortung der Schreiben ent- 
sprochen wurde? 


65. Abgeordneter 

Pfeifer 


(CDU/CSU) 


Wie hat sich der jährliche Buchexport von der 
Bundesrepublik Deutschland in die DDR und 
der Buchimport aus der DDR in die Bundes- 
republik Deutschland in den Jahren seit 1971 
entwickelt, und wie ist dabei der jeweilige 
Anteil der wissenschaftlichen Bücher? 


66. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, Ost-Berlin lasse nach 
wie vor in den Betrieben Fragebögen zur An- 
gabe sogenannter Westkontakte verteilen, ver- 
lange z. B. auch von Montagearbeitern den 
Abbruch aller dieser Kontakte, nehme aus 
diesem Grund Entlassungen vor, bzw. lehne 
Bewerbungen ab und schikaniere sogar Rent- 
ner beim Empfang von Besuchern aus dem 
freien Teil Deutschlands, und wird die Bundes- 
regierung das Inkrafttreten des UN-Paktes 
über bürgerliche und politische Rechte zum 
Anlaß nehmen, von Ost-Berlin den Verzicht 
auf alle rechtswidrigen Behinderungen zu ver- 
langen? 
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67. Abgeordneter 
Windelen 
(CDU/CSU) 


Wann wird die 1959 in Auftrag gegebene, seit 
dem 25. März 1975 dem Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen vorliegende und 
von Karl-Wilhelm Fricke bearbeitete, Doku- 
mentation „Zur Geschichte der politischen Ver- 
folgung in Mitteldeutschland 11 veröffentlicht? 


68. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Bundesländer und kommunale 
Körperschaften in jüngster Zeit die Barbeihil- 
fen an Besucher aus der DDR reduziert haben, 
um welche handelt es sich dabei, und wie be- 
urteilt die Bundesregierung gegebenenfalls ein 
solches Verhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


69. Abgeordneter 

Richter 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die in der Empfeh- 
lung 275 der Westeuropäischen Union ausge- 
drückte Auffassung, daß im Rahmen einer 
bestehenden europäischen Organisation ein 
Europäisches Institut für Meereskunde ge- 
schaffen werden sollte, und in welcher Weise 
strebt sie gegebenenfalls die Verwirklichung 
dieses Vorhabens an? 


70. Abgeordneter 

Pfeifer 


(CDU/CSU) 


Welche Forschungsaufträge sind in den Jah- 
ren 1969 bis 1972 von den einzelnen Ministe- 
rien der Bundesregierung direkt oder indirekt 
an Mitglieder des Bundestages gewährt wor- 
den, nach Sachgegenstand, Auftragssumme und 
Forderungsbetrag geordnet? 


Bonn, den 2. April 1976 



